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1. Neuerungen zu Steuererklärungsfristen 

Die steuerlichen Erklärungsfristen bleiben für weitere Jahre verlängert.  

Ablauf der Steuererklärungsfristen 2023 bis 2025 

Nicht beratene steuerpflichtige Personen generell (in Klammern: beratene steuerpflichtige 

Personen) nach Besteuerungszeiträumen: 

2023:  02. September 2024  (02. Juni 2025) 

2024:  31. Juli 2025   (30. April 2026) 

2025:  31. Juli 2026   (01. März 2027) 

Nicht beratene Land- und Forstwirte (in Klammern: beratene Land- und Forstwirte) nach 

Besteuerungszeiträumen: 

2023:  28. Februar 2025  (31. Oktober 2025) 

2024:  02. Februar 2026  (30. September 2026) 

2025:  01. Februar 2027  (02. August 2027) 

Verlängerung der zinsfreien Karenzzeiten 

Der Zinslauf der Verzinsung von Steuernachforderungen nach § 233a AO (Vollverzinsung) 

beginnt allgemein 15 Monate nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Steuer entstanden ist 

(allgemeiner Zinslauf). Der Zinslauf beginnt davon abweichend für den Besteuerungszeitraum: 

2023:  01. Juli 2025 

2024:  01. Juni 2026 

Für die Einkommen- und Körperschaftsteuer beginnt der Zinslauf regulär erst 23 Monate nach 

Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Steuer entstanden ist, wenn die Einkünfte aus Land- und 

Forstwirtschaft bei der erstmaligen Steuerfestsetzung den anderen Einkünften überwiegen 

(besonderer Zinslauf). Der Zinslauf beginnt davon abweichend für den Besteuerungszeitraum: 

2022:  01. Mai 2025 

2023:  01. März 2026 

2024:  01. Februar 2027 

 

Vor Fristende können Vorabanforderungen bei beratenen steuerpflichtigen Personen erfolgen.  
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Beispiel: 

Verspätete Abgabe im Vorjahr. Nach einer Vorabanforderung wird die Erklärungsfrist auf 

4 Monate verkürzt. Von diesem Instrument macht die Finanzverwaltung seit 2019 im Rahmen 

von Kataloggründen Gebrauch: verspätete Abgabe/Nichtabgabe im vorangegangenen 

Besteuerungszeitraum, nachträgliche Vorauszahlungen für den vorangegangenen 

Besteuerungszeitraum, herabgesetzte Vorauszahlungen außerhalb einer Veranlagung sowie 

hohe Abschlusszahlung für den vorangegangenen Veranlagungszeitraum. Das Gesetz sieht in 

einem späteren Schritt auch die Vorabanforderung durch automationsgestützte Zufallsauswahl 

sowie die Einführung eines Kontingentierungsverfahrens vor.  

Fristüberschreitung bedeutet automatisch Verspätungszuschlag. Dieser beträgt für jeden 

angefangenen Monat 0,25 % der um die Vorauszahlungen und die anzurechnenden 

Steuerabzugsbeträge verminderten Steuer. Der monatliche Mindestverspätungszuschlag 

beträgt EUR 25,00. Es gibt eine Ermessensfestsetzung, wenn das Finanzamt eine Steuer auf 

EUR 0,00 oder eine Steuererstattung festsetzt.  

Diese einzigen Rückausnahmen sind: Fristverlängerung nach § 109 AO, festgesetzte Steuer 

EUR 0,00, festgesetzte Steuer geringer als Vorauszahlungen zzgl. Steuerabzugsbeträge. Eine 

Fristverlängerung ist nur noch auf Ausnahmefälle beschränkt. 

Für die Festsetzung von Verspätungszuschlägen wegen Nichtabgabe oder verspäteter Abgabe 

von 

 Erklärungen zur gesonderten Feststellung von Besteuerungsgrundlagen, 

 Erklärungen zur Festsetzung des Gewerbesteuermessbetrages und für 

 Zerlegungserklärungen 

wurde bislang auf die Regelungen in § 152 Abs. 1–3 AO verwiesen.  

Mit einer Änderung des § 152 Abs. 6 Satz 1 AO wurde ab 06.12.2024 nunmehr geregelt, dass 

die Ausnahmen von der Festsetzung von Verspätungszuschlägen wegen einer Steuer von 

EUR 0,00 oder eines negativen Steuerbetrages und wenn die festgesetzte Steuer die Summe 

der festgesetzten Vorauszahlungen und der anzurechnenden Steuerabzugsbeträge nicht 

übersteigt, für die o. g. Feststellungserklärungen nicht mehr gelten. Für die Frage, ob ein 

Verspätungszuschlag ermessensunabhängig festzusetzen ist, kommt es damit nicht auf die 

Auswirkungen der Feststellungen in den Folgebescheiden an. 
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2. Belegvorhaltepflicht bei der Einkommensteuer  

 
Durch die zunehmende Digitalisierung hat der Gesetzgeber eine Belegvorhaltepflicht bei der 

Einkommensteuer eingeführt. Belege sollen danach durch die steuerpflichtige Person nicht 

mehr direkt mit eingereicht werden, sondern fallbezogen risikoorientiert durch das Finanzamt 

angefordert werden. Im Jahr 2025 ist bundesweit RABE (Referenzierung auf Belege) eingeführt 

worden. Sofern dann Beleganforderungen erforderlich sind, kann dies auch 

automationsgestützt erfolgen, wenn die Belege mit der Einkommensteuererklärung in den 

entsprechenden Belegfeldern verknüpft sind – z. B. DATEV „Meine Steuern“. Mit DIVA II wird 

die Finanzverwaltung demnächst auch elektronisch zu Belegnachforderungen kommunizieren 

und anfordern.  

 

Eine Vorlagepflicht besteht weiterhin z. B. bei Gewinnanteilen i. S. d. § 3 Nr. 40 EStG 

(Teileinkünfteverfahren) oder § 8b KStG. Sofern mit einer risikoorientierten Beleganforderung 

zu rechnen ist (z. B. einmalige hohe Erhaltungsaufwendungen bei Vermietung und 

Verpachtung), empfiehlt es sich zur Vermeidung von Rüstzeiten, wie bisher die Belege direkt 

mit der Steuererklärung und einem separaten Anschreiben beim Finanzamt oder über die 

digitale Belegeinreichung einzureichen.  

 

Je bedeutender ein steuerlicher Sachverhalt ist, desto höher sind die Anforderungen an die 

Belegvorlage. Ein steuerlicher Sachverhalt ist in der Regel bedeutend, wenn er neu bzw. 

erstmalig oder einmalig ist, einen außerordentlichen (Geschäfts-)Vorfall darstellt, sich 

gegenüber dem Vorjahr erheblich ändert oder eine spürbare steuerliche Auswirkung nach sich 

zieht. Die Empfehlung stellt keine Handlungsanweisung zur Beleganforderung dar. Der Umfang 

der Beleganforderung liegt weiterhin im Ermessen der Finanzämter, die durch ein maschinelles 

Risikomanagementsystem bei der Erkennung prüfungswürdiger Sachverhalte unterstützt 

werden. 

 
 
3. Bekanntgabe von Steuerbescheiden ab 2025  

 

Der Gesetzgeber hat eine Neufassung des Postgesetzes verabschiedet, mit der er unter 

anderem die Laufzeitvorgaben für die Zustellung von Briefen verlängert hat. Dies hat auch 

Auswirkungen auf die Bekanntgabe von Steuerbescheiden nach der Abgabenordnung. 

 

Die Bekanntgabe eines (Steuer-)Verwaltungsakts ist Voraussetzung dafür, dass er wirksam 

wird. Die Bekanntgabe setzt u. a. den Zugang des Verwaltungsakts beim Adressaten voraus. 

Ein schriftlicher Verwaltungsakt gilt bei Übermittlung im Inland mit einfacher Post ab 2025 am 
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4. Tag nach Aufgabe zur Post als bekannt gegeben (bisher am 3. Tag). Dies gilt auch für 

elektronisch übermittelte oder zum Datenabruf bereitgestellte Verwaltungsakte. Die 

Bekanntgabe in anderen Verfahrensordnungen wurde ebenfalls ab 2025 auf 4 Tage verlängert, 

z. B. Finanzgerichtsordnung, Verwaltungsverfahrensgesetz, Zivilprozessordnung, 

Sozialgerichtsgesetz. 

 

Beispiel: Die Aufgabe eines Steuerbescheids zur Post am Dienstag, 14.01.2025 führt zu einer 

angenommenen Bekanntgabe am Samstag, 18.01.2025. Aufgrund der Regelung des § 108 

Abs. 3 AO verschiebt sich die Bekanntgabe auf Montag, 20.01.2025. Die Einspruchsfrist endet 

daher mit Ablauf des 20.02.2025. 

 

 

4. Digitale Steuerbescheide – was ab 2026 gilt  

 

Künftig treten bei der Bekanntgabe von Verwaltungsakten durch Datenabruf neue Vorgaben in 

Kraft. Elektronische Bescheide werden nach dem Willen des Gesetzgebers zur Regel – Papier 

zur Ausnahme.  

 

Bereits im Herbst 2024 verabschiedete der Deutsche Bundestag Neuerungen bei der 

Bekanntgabe von Verwaltungsakten durch Bereitstellung zum Datenabruf. Ziel ist es, die 

Digitalisierung des Besteuerungsverfahrens voranzutreiben. (Bürokratieentlastungsgesetz IV 

[BEG IV])  

 

Digitale Bescheide ohne Einwilligung 

Die Neufassung von § 122a AO erlaubt den Finanzbehörden, Verwaltungsakte durch die 

Bereitstellung zum Datenabruf bekannt zu geben. Steuerbescheide, die Finanzbehörden auf 

Grundlage elektronisch eingereichter Steuererklärung erlassen, sollen grundsätzlich 

elektronisch zum Abruf bereitgestellt werden. Im Gegensatz zur bisherigen Rechtslage ist 

hierfür keine Einwilligung mehr erforderlich.  

Widerspruch möglich 

Die elektronische Bekanntgabe von Steuerbescheiden soll künftig der Regelfall sein. Dennoch 

bleibt die Papierform weiterhin möglich. Die neue Rechtslage räumt ein Antragsrecht ein. Damit 

kann der elektronischen Bekanntgabe widersprochen und eine einmalige oder dauerhafte 

Zusendung von Bescheiden per Post verlangt werden. Der Antrag ist formlos und ohne 

Begründung möglich. Wichtig ist jedoch: Er gilt nur für die Zukunft.  
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Neues zur Einspruchsfrist  

Ein zum Abruf bereitgestellter elektronischer Bescheid gilt am 4. Tag nach der Bereitstellung als 

bekannt gegeben. Damit beginnt auch die Einspruchsfrist. Liegt der Bescheid zum Abruf bereit, 

versendet die Finanzverwaltung eine Benachrichtigung. Im Gegensatz zur noch geltenden 

Rechtslage erfüllt diese Benachrichtigung nur noch eine Hinweisfunktion. Für die Bestimmung 

des Zeitpunktes der Bekanntgabe des Bescheides ist sie grundsätzlich irrelevant. 

 

Anpassung von Prozessen prüfen 

Die Umstellung auf den elektronischen Datenabruf von Steuerbescheiden bietet die Chance, 

Abläufe zu verschlanken und effizienter zu gestalten. Damit dies gelingt, sollten Steuerpflichtige 

und ihre Steuerberaterinnen und Steuerberater noch im laufenden Jahr die etablierten Prozesse 

prüfen und anpassen. Auf folgende Aspekte sollten Sie dabei achten: 

 

 Prüfung der bisherigen Kommunikationswege zum Erhalt von Steuerbescheiden 

 Einrichtung von Nutzerkonten 

 Überprüfung und Aktualisierung bestehender Vollmachten sowie der in der 

Vollmachtsdatenbank hinterlegten E-Mail-Adresse 

 Entscheidung über einen Antrag auf Bekanntgabe der Steuerbescheide in Papierform  

 Einführung eines regelmäßigen Datenabrufs in Kanzleien, der Urlaube, Ausfälle und den 

Schulungsbedarf der Mitarbeitenden berücksichtigt 

 

Ursprünglich sollten Steuerbescheide, die Finanzbehörden auf Grundlage elektronisch 

eingereichter Steuererklärung erlassen, bereits ab 2026 grundsätzlich elektronisch zum Abruf 

bereitgestellt werden (§ 122a Abs. 1 Satz 2 AO). Wie der Beschlussempfehlung des 

Finanzausschusses des Deutschen Bundestages zum Gesetz zur Anpassung des 

Mindeststeuergesetzes zu entnehmen ist, soll das jetzt erst ab 2027 gelten (vgl. BT-Drs. 

21/2751, Artikel 8, S. 65). 

 
 
5. Kindergeld / Kinderfreibetrag 

 

Kindergeld dient der Grundversorgung in Deutschland lebender Kinder vom Geburtsmonat an 

bis längstens zum 25. Geburtstag. Dabei entsteht der Anspruch automatisch, setzt aber einen 

schriftlichen Antrag voraus. Bis zum 18. Geburtstag ist es an keine weiteren Voraussetzungen 

gebunden. Für Kinder, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, besteht – unabhängig 

von der Höhe deren eigener Einkünfte und Bezüge – die Kindeseigenschaft und somit 

grundsätzlich ein Anspruch der Eltern auf Kindergeld. Antragsberechtigt sind die Eltern oder 

andere Erziehungsberechtigte. Nicht antragsberechtigt ist das Kind selbst. Besondere Regeln 
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gelten für Ausländer und im Ausland lebende Deutsche nach dem Bundeskindergeldgesetz 

(BKGG). 

Das Kindergeld beträgt 2025 für jedes Kind EUR 255,00 monatlich. Dies wird für 2026 auf 

EUR 259,00 pro Kind erhöht.  

Der steuerliche Kinderfreibetrag beträgt 2025 je Elternteil EUR 3.336,00 (ab 2026: EUR 3.414) 

Der Betreuungsfreibetrag soll auch für die zukünftigen Jahre bei EUR 1.464,00 unverändert 

bleiben. 

 

Rechtslage für volljährige Kinder 

Volljährige Kinder werden nur bei Vorliegen der nachstehend aufgeführten sonstigen 

Voraussetzungen berücksichtigt, wobei die eigenen Einkünfte und Bezüge unbeachtlich sind.  

 

Die sonstigen Voraussetzungen sind: 

Alter  

 
18 – 21 

 
 

18 – 25 
 
 
 
 
 
 
 
 

ohne 
Altersbeschränkung 

 

 ohne Beschäftigung und arbeitslos gemeldet 
 
 

 Berufsausbildung 
 Übergangszeit von max. 4 Monaten zwischen zwei 

Ausbildungsabschnitten 
 Übergangszeit zwischen Ausbildung und Wehr-/Zivildienst 
 eine Berufsausbildung mangels eines Ausbildungsplatzes 

nicht beginnen oder fortsetzen können 
 Freiwilliges Soziales oder Ökologisches Jahr 

 
 

 Behinderung vor 25 eingetreten 
 

Allerdings ist bei Kindern, die eine erste Berufsausbildung bzw. ein Erststudium bereits 

absolviert haben, Folgendes zu beachten:  

 

Zur Erlangung der steuerlichen Kindeseigenschaft respektive der Kindervergünstigungen ist es 

Voraussetzung, dass das Kind keiner Erwerbstätigkeit nachgeht. 

 

Eine „schädliche Erwerbstätigkeit“ liegt bei folgenden Fällen nicht vor: 

 Tätigkeiten bis zu 20 Stunden wöchentlich 

 Ausbildungsdienstverhältnisse 

 geringfügige Beschäftigungen (EUR 556,00) 

 

Der Besuch einer allgemeinbildenden Schule gilt nicht als Erstausbildung. 
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Wie bisher verlängert sich der Anspruch auf Kindergeld/Kinderfreibetrag, wenn das Kind Dienst 

als Entwicklungshelfer oder als Zeitsoldat von bis zu drei Jahren leistet. Der Anspruch wird dann 

um die Dauer des jeweiligen Dienstes verlängert. 

 

Ende der Berufsausbildung / Ende des Kindergeldes von volljährigen Kindern 

Die Zahlung von Kindergeld und die steuerliche Berücksichtigung von volljährigen Kindern sind 

insbesondere dann möglich, wenn sie sich in Berufsausbildung befinden und das 

25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Die Kinderfreibeträge und das Kindergeld entfallen 

ab dem Monat nach Beendigung der Berufsausbildung bzw. der Vollendung des 

25. Lebensjahres. Die Berufsausbildung endet in der Regel mit Bestehen der Abschlussprüfung. 

Bei bestimmten Berufen gewährt die Finanzverwaltung die Kindervergünstigungen bis zum 

Ende der gesetzlich festgelegten Ausbildungszeit, und zwar unabhängig von der 

Abschlussprüfung (z. B. bei Kranken- und Altenpflegern). Diese Regelung wurde vom BFH 

bestätigt und allgemein auf solche Berufe ausgedehnt, bei denen die Ausbildungszeit durch eine 

Rechtsvorschrift festgelegt ist. 

 

Günstigerprüfung: 

Bei einem höheren Einkommen wirkt sich der Kinderfreibetrag günstiger aus als das Kindergeld. 

Das Kindergeld wird dann auf die steuerliche Entlastung angerechnet und somit faktisch wieder 

zurückgezahlt. 

 

 
6. Kinderbetreuungskosten 

 

Der Anspruch auf Abzug der Betreuungsaufwendungen kann unabhängig von Erwerbstätigkeit, 

Krankheit oder Behinderung der Eltern als Sonderausgabe geltend gemacht werden. 

Die begünstigten Aufwendungen werden seit dem 01.01.2025 zu 80 % als Sonderausgaben 

berücksichtigt, höchstens jedoch EUR 4.800,00 pro Jahr. Dies gilt für alle Kinder bis 14 Jahre 

oder für Kinder, die wegen einer vor Vollendung des 25. Lebensjahres eingetretenen 

körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderung außerstande sind, sich selbst zu 

unterhalten. 

Voraussetzung für den Abzug der Aufwendungen ist, dass der Steuerpflichtige für die 

Aufwendungen eine Rechnung erhalten hat und die Zahlung auf das Konto des Erbringers der 

Leistung erfolgt ist. 

Weitere Voraussetzung ist, dass das Kind im elterlichen Haushalt lebt. 

Leben die Eltern getrennt, darf nur der Elternteil den Abzug der Kinderbetreuungskosten geltend 

machen, bei dem das Kind lebt, dies gilt selbst dann, wenn der andere Elternteil durch 

Unterhaltszahlungen seinen Beitrag zu den Kinderbetreuungskosten geleistet hat. Der 
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Bundesfinanzhof hatte diese steuerliche Benachteiligung dieses Elternteils für 

verfassungsgemäß gehalten. 

 

Begünstigt sind unter anderem folgende Dienstleistungen: 

 Kindergarten, Kindertagesstätten, Kinderhort, Kinderkrippen, Babysitter, Tagesmutter, 

Au-pair 

 Hausaufgabenbetreuung, insbesondere nachmittägliche Schulbetreuung 

 Haushaltshilfe, soweit ein Kind betreut wird 

Nicht begünstigt sind unter anderem folgende Dienstleistungen: 

 Aufwendungen für Unterricht (z. B. Schulgeld, Nachhilfe) 

 Aufwendungen für die Vermittlung besonderer Fähigkeiten (z. B. Musikunterricht) 

 Aufwendungen für sportliche und andere Freizeitbetätigungen (z. B. Mitgliedschaft in 

Sportvereinen oder anderen Vereinen) 

 Aufwendungen für ein Ferienlager (BFH-Urteil vom 23.01.2025)  

 

Hier ist aber Folgendes zu beachten: 

Oftmals zahlen auch Arbeitgeber entsprechende Zuschüsse an ihre Mitarbeiter aus. 

Es gab ein BFH-Urteil zu dieser Problematik. Leistet der Arbeitgeber Zuschüsse zur Betreuung 

(im Urteilsfall Kindergartenbeiträge), dann sind die Aufwendungen zwingend um diesen Betrag 

zu kürzen. Ein Steuerpflichtiger darf nur Kosten steuermindernd geltend machen, die er auch 

selbst getragen hat. 

Betreuung durch Angehörige 

Vater, Mutter, Großeltern oder die Lebensgefährtin werden als betreuende Person nicht 

anerkannt, denn diese Betreuung wird üblicherweise auf familienrechtlicher Grundlage 

unentgeltlich erbracht. 

Bei der Fahrtkostenerstattung gilt Folgendes: Betreuen die Großeltern das Enkelkind, können 

die Eltern bei entsprechender Vertragsgestaltung die Fahrtkostenerstattung von der Steuer 

absetzen, wenn der Fahrtkostenersatz im Einzelnen in einer Rechnung oder einem Vertrag 

aufgeführt wird, die Vereinbarungen dem zwischen Fremden Üblichen entsprechen und die 

Erstattungen unbar auf das Konto des Angehörigen (d. h. der Betreuungsperson) geleistet 

werden. 
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7. Entlastungsbetrag für Alleinerziehende 

 

Nach § 24b EStG dürfen Alleinerziehende jährlich einen sogenannten Entlastungsbetrag für 

Alleinerziehende steuerlich geltend machen. Der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende von 

EUR 4.260,00 erhöht sich gemäß § 24b Absatz 2 EStG um jeweils EUR 240,00 für jedes 

weitere zum Haushalt gehörende Kind. Er ist ein Jahresbetrag, der in jedem 

Veranlagungszeitraum insgesamt nur einmal in Anspruch genommen werden kann. Eine 

Aufteilung zwischen den Haushalten alleinerziehender Elternteile ist nicht möglich. 

Der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende wird außerhalb des Familienleistungsausgleichs bei 

der Ermittlung des Gesamtbetrags der Einkünfte durch Abzug von der Summe der Einkünfte 

und beim Lohnsteuerabzug durch die Steuerklasse II berücksichtigt. 

Dieser Freibetrag verringert sich um ein Zwölftel für jeden vollen Kalendermonat, in dem diese 

Voraussetzungen nicht vorliegen. 

Voraussetzung für die Berücksichtigung des Kindes ist die Identifizierung des Kindes durch die 

an dieses Kind vergebene Identifikationsnummer. 

  

Voraussetzungen dafür sind: 

 mindestens ein Kind, das mit im Haushalt lebt und gemeldet ist 

 für das Kind erhält die Alleinerziehende Kindergeld/Kinderfreibeträge 

 kein Splittingverfahren erfüllt oder verwitwet 

 bildet keine Hausgemeinschaft mit einer anderen volljährigen Person, es sei denn, für 

diese Person steht dem Alleinerziehenden ein Kinderfreibetrag oder Kindergeld zu 

 

Es dürfen somit keine weiteren volljährigen Personen zu dem Haushalt der Alleinerziehenden 

gehören. Erwachsene Kinder, für welche die Alleinerziehende Kindergeld erhält, sind eine 

Ausnahme von dieser Regel. Eine Ausnahme bilden somit die volljährigen Kinder im Haushalt, 

die sich in Berufsausbildung befinden oder auf einen Ausbildungsplatz warten oder einen 

Freiwilligendienst leisten. Eine weitere Ausnahme bilden pflegebedürftige erwachsene 

Personen (Pflegestufe I, II, III). Diese dürfen im Haushalt der Alleinstehenden leben. 

 

Die Haushaltszugehörigkeit ist anzunehmen, wenn das Kind in der Wohnung des 

Alleinerziehenden gemeldet ist. Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs begründet die 

Meldung im Haushalt des Alleinerziehenden eine unwiderlegbare Vermutung für die 

Haushaltszugehörigkeit des Kindes. Das heißt, dass diese Meldung auch dann maßgebend ist, 

wenn das Kind gar nicht in dieser, sondern in einer anderen Wohnung (z. B. während der 

Ausbildung / des Studiums) lebt. Eine Meldung mit Nebenwohnsitz genügt. Auf den 

tatsächlichen Aufenthaltsort des Kindes kommt es nur dann an, wenn das Kind bei mehreren 
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Personen gemeldet ist. Ist das Kind bei beiden Elternteilen gemeldet, erhält der Elternteil den 

Entlastungsbetrag, an den das Kindergeld für das Kind ausgezahlt wird. Den Entlastungsbetrag 

für Alleinerziehende gibt es nur für einen Elternteil.  

 

Verfahrenstechnisch wird der (Grund-)Freibetrag von EUR–4.260,00 – bei Arbeitnehmern – im 

Rahmen des Lohnsteuerabzugsverfahrens durch die Anwendung der Steuerklasse II bei der 

Lohnabrechnung berücksichtigt. 

 
 
8. Zahlungen der Krankenkassen als Beitragsrückerstattung  

 

Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung können unbegrenzt als Sonderausgaben 

abgezogen werden, wenn mit diesen Beiträgen Basisversicherungsschutz erlangt wird. 

Beitragsrückerstattungen der Krankenkasse, die auf diese Basisabsicherung entfallen, mindern 

die abzugsfähigen Krankenversicherungsbeiträge in dem Jahr, in dem sie zufließen. Prämien 

und Bonusleistungen der Krankenkassen werden als (schädliche) Beitragsrückerstattungen 

angesehen, soweit diese Bonusleistungen nicht nur eine Erstattung tatsächlich entstandener 

Aufwendungen des Versicherten darstellen. Dies ist regelmäßig dann der Fall, wenn sich die 

Bonuszahlung auf eine Maßnahme bezieht, die vom Basiskrankenversicherungsschutz umfasst 

ist (gesundheitliche Vorsorge- oder Schutzmaßnahmen, z. B. zur Früherkennung bestimmter 

Krankheiten), oder für aufwandsunabhängiges Verhalten (wie z. B. gesundes Körpergewicht 

oder Nichtraucher-Status) gewährt wird. 

 

Werden allerdings im Rahmen eines (Bonus-)Programms der Krankenkasse dem Versicherten 

zusätzliche Aufwendungen erstattet, z. B. Rückenschule, Osteopathie-Behandlung, 

Zahnreinigung oder Beiträge für ein Fitnessstudio, besteht jedoch kein Zusammenhang mit den 

Beiträgen zur Basisversorgung, sodass als Konsequenz keine Kürzung der Sonderausgaben 

stattfindet. Nach aktueller Rechtsprechung mindern auch solche „Bonuszahlungen“ nicht den 

Sonderausgabenabzug, die nicht den konkreten Nachweis vorherigen Aufwandes des 

Versicherten für eine bestimmte Gesundheitsmaßnahme erfordern, sondern lediglich pauschal 

gewährt werden. Voraussetzung für die Nichtkürzung der Sonderausgaben ist allerdings 

weiterhin, dass die jeweils geförderte Maßnahme beim Versicherten Kosten auslöst und die 

hierfür gezahlte und den Gegebenheiten angemessen ausgestaltete Pauschale geeignet ist, 

den Aufwand des Versicherten ganz oder teilweise auszugleichen. 

 

In diesem Zusammenhang gab es bis 2024 eine befristete Vereinfachungsregelung. Danach 

führten Bonuszahlungen bis zu einer Höhe von EUR 150,00 jährlich für jeden Versicherten nicht 
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zu einer Kürzung der Sonderausgaben, unabhängig davon, ob diese für zusätzliche Kosten des 

Versicherten geleistet werden. 

 

Seit 01.01.2025 ist diese Vereinfachungsregelung gesetzlich festgeschrieben. Danach gelten 

Bonusleistungen der gesetzlichen Krankenkassen bis zu einer Höhe von EUR 150,00 pro 

versicherte Person und Beitragsjahr nicht als Beitragserstattung. Ein Nachweis, dass auch 

darüber hinausgehende Bonusleistungen nicht als Beitragserstattungen anzusehen sind, ist 

weiterhin möglich. 

 

 

9. Außergewöhnliche Belastungen 

 

Allgemein 

Entstehen einem Steuerpflichtigen zwangsläufig größere Aufwendungen als der überwiegenden 

Mehrzahl von Personen gleicher Einkommens- und Vermögensverhältnisse und gleichen 

Familienstandes, so können diese Aufwendungen gegebenenfalls als außergewöhnliche 

Belastungen bei der Einkommensteuererklärung angesetzt werden. 

Voraussetzung ist, sie stellen keine Sonderausgaben, Werbungskosten oder Betriebsausgaben 

dar. 

Allerdings ist von diesen zwangsläufig entstandenen Aufwendungen die zumutbare 

Eigenleistung abzuziehen. Nur der Teil, welcher darüber hinausgeht, kann steuermindernd vom 

Gesamtbetrag der Einkünfte abgesetzt werden. 

 

Die beiden unbestimmten Rechtsbegriffe außergewöhnlich (durch die besonderen Verhältnisse 

des Steuerpflichtigen veranlasst oder nur bei wenigen anfallend) und zwangsläufig (subjektive 

Verpflichtung, sich diesen Aufwendungen aus rechtlichen, tatsächlichen oder sittlichen Gründen 

nicht entziehen zu können) haben dazu geführt, dass es unzählige Finanzgerichtsurteile zu 

diesem Thema gibt.  

 

Zunächst eine (nicht abschließende) Aufzählung anerkannter außergewöhnlicher Belastungen: 

 Aufwendungen für Krankheit (z. B. Arzt, Zahnarzt, Heilpraktikerrechnung, Medikamente, 

Hilfsmittel, Krankenbeförderungen, Operationskosten) 

 für Behinderung (oder anstelle des tatsächlichen Aufwands Behindertenpausch-beträge) 

 für die Wiederbeschaffung (auch Schadensbeseitigung) von Gegenständen, 

die existenziell notwendig sind (Wohnung, Hausrat, Kleidung), 

insbesondere für Hochwassergeschädigte. Bei Hochwassergeschädigten ist eine 

fehlende Versicherung für Elementarschäden kein Ausschlussgrund 
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 Kosten bei Sterbefällen (soweit sie den Wert des Nachlasses übersteigen) 

 
Besonderheiten beim Nachweis von Krankheitskosten: 

 

Die Zwangsläufigkeit von Krankheitskosten muss durch  

 eine Verordnung eines Arztes oder Heilpraktikers oder 

 ein amtsärztliches Gutachten oder  

 eine ärztliche Bescheinigung des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung 

nachgewiesen werden. Dieser Nachweis muss bereits vor Beginn der Maßnahme ausgestellt 

werden. Krankheitskosten bis zum Selbstbehalt, die bei einer privaten Krankenversicherung 

angefallen sind, können als außergewöhnliche Belastungen berücksichtigt werden.  

Bei den neuen E-Rezepten wird jedoch keine Verordnung des Arztes in Papierform mehr 

erstellt, die insoweit als Nachweis dienen könnte. Die Finanzverwaltung (BMF-Schreiben vom 

26.11.2024) lässt daher bei der Einlösung eines E-Rezeptes den Kassenbeleg der Apotheke 

bzw. die Rechnung der Online-Apotheke oder bei privat Versicherten auch den Kostenbeleg der 

Apotheke als Nachweis zu. Dieser muss folgende Angaben enthalten: 

Name der steuerpflichtigen Person, Art der Leistung (Name des Arzneimittels), Betrag bzw. 

Zuzahlungsbetrag und die Art des Rezeptes. 

 

Unterhaltsleistungen 

Unterhaltsleistungen können nur insoweit zum Abzug zugelassen werden, als die 

Aufwendungen dazu bestimmt und geeignet sind, dem laufenden Lebensbedarf des 

Unterhaltsempfängers im Veranlagungszeitraum der Unterhaltszahlung zu dienen. Liegen diese 

Voraussetzungen nur für einige Monate des Jahres der Unterhaltszahlung vor, muss der 

Unterhaltshöchstbetrag gemäß § 33a Abs. 3 Satz 1 EStG entsprechend aufgeteilt werden. Bei 

Unterhaltszahlungen ins Ausland ist zu beachten, dass diese nur abziehbar sind, soweit sie 

nach den Verhältnissen des Wohnsitzstaates der unterhaltenen Person notwendig und 

angemessen sind. Es sollte hier auf regelmäßige laufende Zahlungen geachtet werden.  

Ab 01.01.2025 gibt es die Neuerung, dass Unterhaltsleistungen nur noch abgezogen werden 

können, wenn sie durch Überweisung auf das Konto der unterhaltenden Person geleistet 

werden. Barzahlungen werden nicht mehr anerkannt. 

 

Keine Verteilung möglich 

Außergewöhnliche Belastungen sind nach § 11 Abs. 2 Satz 1 EStG ausschließlich in dem Jahr 

der Zahlung zu berücksichtigen. Übersteigen die Aufwendungen in einem Jahr die Einkünfte, 

geht der übersteigende Teil steuerlich unter. 
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Aktuelle Urteile 

Beerdigungskosten können unter bestimmten Voraussetzungen von den Erben als 

außergewöhnliche Belastung im Rahmen des § 33 EStG steuermindernd geltend gemacht 

werden. Nach einer Entscheidung des FG Münster vom 23.06.2025 ist dies nicht für die eigene 

Bestattungsvorsorge möglich.  

 

Im Urteil werden folgende Gründe genannt: 

 

Die Kosten sind nicht zwangsläufig, sondern werden freiwillig erbracht. 

Es entstehen keine größeren Aufwendungen als der Mehrzahl anderer Steuerpflichtiger, denn 

der Eintritt des Todes und die Notwendigkeit, bestattet zu werden, trifft jeden Menschen, sodass 

eine entsprechende Vorsorge nicht außergewöhnlich ist. 

 

Mitgliedsbeiträge für ein Fitnessstudio sind nicht als außergewöhnliche Belastungen zu 

berücksichtigen, auch wenn diese im Zusammenhang mit der Wahrnehmung von ärztlich 

verordnetem Funktionstraining entstehen. Es fehlt dann an der Zwangsläufigkeit der 

Aufwendungen. Bei den Mitgliedsbeiträgen handelt es sich um Kosten für vorbeugende bzw. 

der Gesundheit im Allgemeinen dienende Maßnahmen. Da die Aufwendungen nicht gezielt der 

Heilung oder Linderung von Krankheiten dienen, sind diese nicht zwangsläufig. Dies gilt auch 

dann, wenn das damit einhergehende Angebot nicht genutzt wird. 

 
 
10. Pflege-Pauschbetrag  

 

Die Pflege einer Person, die pflegebedürftig ist, wird teilweise von den Angehörigen 

übernommen, damit der Pflegebedürftige weiterhin zu Hause in seinem bisherigen Umfeld 

wohnen bleiben kann. Personen, die Verwandte ab Pflegegrad 2 in der eigenen oder deren 

Wohnung unentgeltlich pflegen, haben steuerlich Entlastungsmöglichkeiten. Die pflegenden 

Angehörigen können hierfür im Rahmen der außergewöhnlichen Belastungen den Pflege-

Pauschbetrag geltend machen. Der Pflege-Pauschbetrag soll Menschen entlasten, die hilflose 

oder schwerstpflegebedürftige Angehörige oder nahestehende Menschen betreuen, und die 

laufenden Kosten für zum Beispiel Fahrten, Kleidung und Pflege decken. 

 

Es gibt allerdings einige Voraussetzungen, die erfüllt werden müssen: 

 

 Bei den Personen, die gepflegt werden, muss es sich um eine/n Angehörige/n – wie Eltern, 

Geschwister, Onkel und Tante – oder um eine nahestehende Person wie zum Beispiel die 

Schwiegermutter handeln. 
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 Der/Die zu pflegende Angehörige ist hilflos (Behindertenausweis mit dem Merkzeichen „H“) 

oder schwerstpflegebedürftig (Pflegegrad 2, 3, 4 und 5). 

 Pflege der Angehörigen in der eigenen oder seiner/ihrer Wohnung. 

 Die Inanspruchnahme von Pflegediensten reduziert den Anspruch auf den 

Pflegepauschbetrag nicht, sofern der eigene Anteil an der Pflege mindestens 10 % beträgt. 

 Es bedarf hierfür keiner Nachweise über Ausgaben. 

 

Die Höhe des Pauschbetrages richtet sich dabei nach dem Pflegegrad. 

Pflegegrad 2:  EUR    600,00 

Pflegegrad 3:  EUR 1.100,00 

Pflegegrad 4:  EUR 1.800,00 

Pflegegrad 5:  EUR 1.800,00 

 

Der Pflege-Pauschbetrag steht den Pflegenden nur zu, wenn Sie keine Gegenleistung für die 

Pflege bekommen – auch nicht in Form des Pflegegelds aus der gesetzlichen oder privaten 

Pflegeversicherung. Die Pflegenden können das Pflegegeld zwar verwalten, dürfen es aber 

ausschließlich zugunsten des/der Pflegebedürftigen verwenden – zum Beispiel für einen 

ambulanten Pflegedienst oder die Anschaffung eines Spezialbetts. Leitet der/die 

Pflegebedürftige das Pflegegeld als Vergütung an den Pflegenden weiter, ist es zwar steuerfrei, 

dafür entfällt aber der Anspruch auf den Pflege-Pauschbetrag.  

Eine zumutbare Belastung wird nicht angerechnet. Erfolgt die Pflege durch mehrere Personen, 

ist der Pauschbetrag gleichmäßig auf die tatsächlich pflegenden Personen aufzuteilen. Der 

Pauschbetrag kann auch mehrfach gewährt werden, wenn mehrere Personen wie z. B. beide 

Elternteile gepflegt werden. Der Pauschbetrag ist ein Jahresbetrag.  

Es erfolgt keine zeitanteilige Kürzung, auch wenn die Voraussetzungen nicht das ganze Jahr 

vorgelegen haben. 

 

Ändert sich der Grad der Behinderung im Laufe des Jahres, berücksichtigt das Finanzamt den 

höchsten im Kalenderjahr festgestellten Grad. 

2026 kommt eine wichtige Neuerung: Der Nachweis läuft dann in neuen Fällen vorrangig 

elektronisch zwischen Versorgungsverwaltung (je nach Bundesland Versorgungsamt, Amt für 

soziale Angelegenheiten …) und Finanzamt. 
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11. Haushaltsnahe Dienstleistungen und Beschäftigungsverhältnisse 

 

Die begünstigten Tatbestände sind im § 35a EStG zusammengefasst worden. 

 

Art der begünstigten Tätigkeit Höchstbetrag Steuerabzug 
 

Steuerermäßigung 
 

 

a) Handwerkerleistungen 
 

b) Haushaltshilfe Minijob 
 

c) Haushaltsnahe 
Dienstleistungen 
 
Pflege- und 
Betreuungsleistung 
 
Haushaltsnahe 
Beschäftigungsverhältnisse 

 

 

EUR 6.000 
 
 

EUR 2.550 
 
 
 
 
 
 

EUR 20.000 

 

20 % 
 
 

20 % 
 
 
 
 
 
 

20 % 
 

 

EUR 1.200 
 
 

EUR 510 
 
 
 
 
 
 

EUR 4.000 
 

 

Anzumerken ist hier, dass alle Dienstleistungen eine hinreichende Nähe zur Haushaltsführung 

aufweisen müssen. Weiterhin muss die Dienstleistung im Haushalt ausgeführt werden. Zum 

Haushalt können auch mehrere räumlich voneinander getrennte Orte (Zweit-, Wochenend- oder 

Ferienwohnung) gehören. 

Es ist aber auch möglich, die Renovierungsarbeiten an der bisherigen Wohnung zu 

berücksichtigen, selbst wenn man bereits ausgezogen ist – der Begriff „im Haushalt“ ist hier 

nicht ganz so eng zu fassen. Nicht begünstigt sind handwerkliche Tätigkeiten im Rahmen einer 

Neubaumaßnahme (Errichtung eines Haushalts), die bis zu dessen Fertigstellung anfallen. Das 

bedeutet dann aber wiederum, dass Arbeitskosten für einen nachträglichen 

Dachgeschossausbau (auch bei einer Wohnflächenerweiterung), für eine nachträgliche 

Errichtung eines Carports, einer Fertiggarage, eines Wintergartens oder einer 

Terrassenüberdachung, für eine spätere Gartenneuanlage usw. sehr wohl nach § 35a Abs. 3 

EStG begünstigt sind. 

 
a) Handwerkerleistungen § 35a Abs. 3 EStG 

Die handwerklichen Tätigkeiten für Renovierungs-, Erhaltungs- und Modernisierungs-

maßnahmen müssen in einem innerhalb der EU oder des EWR liegenden Haushalts des 

Steuerpflichtigen erbracht werden. In der Rechnung muss der begünstigte Rechnungsanteil für 

die Arbeitsleistung gesondert ausgewiesen sein. 
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Zu den handwerklichen Tätigkeiten zählen u. a.: 

 

 Abflussrohrreinigung 

 Arbeiten an Innen- und Außenwänden 

 Arbeiten am Dach, an der Fassade, an Garagen o. Ä. / Dachrinnenreinigung 

 Arbeitskosten für das Aufstellen eines Baugerüstes (nicht Miete und Materialkosten) 

 Gebühren für den Schornsteinfeger (für sämtliche Schornsteinfegerleistungen) 

 Hausanschlüsse (z. B. Kabel für Strom oder Fernsehen) 

 Maßnahmen der Gartengestaltung, auch Neuanlage des Gartens 

 Modernisierung des Badezimmers / Modernisierung oder Austausch der Einbauküche 

 Pflasterarbeiten auf dem Wohngrundstück 

 Reparatur oder Austausch von Bodenbelägen (z. B. Teppichboden, Parkett, Fliesen) 

 Reparatur oder Austausch von Fenstern und Türen 

 Reparatur, Wartung oder Austausch von Heizungsanlagen, Elektro-, Gas- und 

Wasserinstallationen, Feuerlöscher 

 Reparatur und Wartung von Gegenständen im Haushalt des Steuerpflichtigen  

(z. B. Waschmaschine, Geschirrspüler, Herd, Fernseher, PC, Klavier …)  

 Streichen/Lackieren von Türen, Fenstern, Heizkörpern und -rohren 

 

Auch Bewohner von Eigentumswohnungen können Handwerkerleistungen beim 

entsprechenden Ausweis in der WEG-Abrechnung in Abzug bringen. Mieter können 

Handwerkerleistungen ebenfalls in Abzug bringen, wenn diese in der Nebenkostenabrechnung 

entsprechend ausgewiesen sind. 

Neben den Eigentümern und den Mietern kann auch ein Steuerpflichtiger die Steuerermäßigung 

von Handwerkerleistungen in Anspruch nehmen, wenn dieser unentgeltlich in einer 

überlassenen Wohnung wohnt.  

Der Materialanteil bzw. die Lieferung von Waren gehört nicht zu den begünstigten 

Aufwendungen. Die Arbeitskosten, einschließlich der in Rechnung gestellten Maschinen- und 

Fahrtkosten, sind begünstigt. Die Umsatzsteuer ist je nachdem, auf welchen Posten sie sich 

bezieht, abzugsfähig oder nicht abzugsfähig (Aufteilung). 

Barzahlungen sind nicht begünstigt. Für die Berücksichtigung der Steuerermäßigung im 

jeweiligen Kalenderjahr kommt es grundsätzlich auf den Zeitpunkt der Zahlung an. Zu beachten 

ist in diesem Zusammenhang, dass eine Zahlung, die über dem Höchstbetrag liegt, verloren 

geht. Eine Anrechnung des übersteigenden Betrages kann nicht im folgenden Jahr nachgeholt 

werden. Wenn man in einem Jahr keine Steuern zahlt, weil die Einkünfte zu gering sind, kann 

man auch den Steuervorteil nicht nutzen. Die Vergünstigung geht dann komplett verloren. 
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b) Haushaltshilfe Minijob § 35a Abs. 1 EStG 

Für Arbeitsverhältnisse in Privathaushalten mit Arbeitsentgelt bis EUR 556,00 pro Monat wird in 

der Regel das sogenannte Haushaltsscheckverfahren angewendet. Der Arbeitnehmer wird bei 

der Bundesknappschaft angemeldet.  

 

 

c) Haushaltsnahe Dienstleistung 

Der § 35a Abs. 2 EStG fasst mehrere Tatbestände zusammen, die sich einen gemeinsamen 

Aufwendungshöchstbetrag von EUR 20.000,00 teilen. Dies entspricht einer Steuerermäßigung 

von EUR 4.000,00 (EUR 20.000,00 x 20 %). 

 

Zum einen sind haushaltsnahe sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse 

begünstigt. Begünstigt sind auch Pflege- und Betreuungsleistungen. Ein bestimmter 

Schweregrad der Pflegebedürftigkeit wird vom Gesetz nicht gefordert.  

Ferner sind haushaltsnahe Dienstleistungen begünstigt, die keine Handwerkerleistungen 

darstellen. Die Handwerkerleistungen sind gemäß § 35a Abs. 3 EStG nur mit einem 

Aufwendungshöchstbetrag von EUR 6.000,00 bzw. einer Steuerermäßigung von EUR 1.200,00 

begünstigt. 

 

Es ergibt sich hier wegen der unterschiedlichen Höchstbeträge die Notwendigkeit der 

Abgrenzung zwischen haushaltsnahen Dienstleistungen und Handwerkerleistungen. Die 

Rechtsprechung hat sich mit den Abgrenzungsfragen befasst. Hiernach sind Maler- und 

Tapezierarbeiten als Handwerkerleistungen einzuordnen. Es gilt folgender allgemeiner 

Grundsatz: Auch einfache handwerkliche Tätigkeiten, die von Laien ausgeführt werden können, 

können nicht als haushaltsnahe Dienstleistungen eingeordnet werden.  

 
Zu den haushaltsnahen Dienstleistungen gehören u. a. Aufwendungen für: 

 

 einen selbstständigen Gärtner (z. B. zum Rasenmähen oder Heckenschneiden)  

 die Pflege von Angehörigen (z. B. durch Inanspruchnahme eines Pflegedienstes) 

 einen selbstständigen Fensterputzer  

 Reinigungsleistungen durch Dienstleistungsagenturen, Hausmeisterleistungen 

 privat veranlasste Umzugsleistungen 

 Straßenreinigung auf privatem Grundstück, Winterdienst 

 Betreuung eines Haustieres in der Wohnung des Tierhalters 

 Hausmeister/Hauswart (z. B. bei Nebenkostenabrechnungen) 
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12. Geplante Anpassung der Entfernungspauschale 

 

Über das Steueränderungsgesetz 2025, welches vom Bundeskabinett auf den Weg gebracht 

wurde, wurde am 17.10.2025 im Bundesrat beraten. Der Bundesrat warnt dabei insgesamt vor 

erheblichen Steuerausfällen und hat eine Stellungnahme an die Bundesregierung weitergeleitet.  

 

Es bleibt abzuwarten, ob die geplante Anhebung der Entfernungspauschale – es ist vorgesehen, 

die Entfernungspauschale auf EUR 0,38 bereits ab dem ersten gefahrenen Kilometer (und nicht 

wie bisher erst ab dem 21. Kilometer) zu erhöhen – auch im Gesetzgebungsverfahren so 

verabschiedet wird. 

 
 
13.  Aufteilung des Gesamtkaufpreises eines bebauten Grundstücks 

 
Bei der Anschaffung eines bebauten Grundstückes ist die beabsichtigte Nutzung des Gebäudes 

für die weitere steuerliche Berücksichtigung entscheidend.  

 

Soll ein erworbenes Grundstück ganz oder teilweise z. B. zur Erzielung von 

Vermietungseinkünften genutzt werden, muss ein gezahlter Gesamtkaufpreis für dieses 

Grundstück für Zwecke der Absetzung für Abnutzung entsprechend in einen nicht abnutzbaren 

Grund- und Bodenanteil und einen Gebäudeanteil aufgeteilt werden. 

 

Nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung ist ein Gesamtkaufpreis für ein bebautes 

Grundstück nicht nach der sogenannten Restwertmethode, sondern nach dem Verhältnis der 

Verkehrswerte oder Teilwerte auf den Grund und Boden einerseits sowie das Gebäude 

andererseits aufzuteilen. Die obersten Finanzbehörden von Bund und Ländern stellen eine 

Arbeitshilfe zur Verfügung, die es unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung ermöglicht, in einem typisierten Verfahren entweder eine Kaufpreisaufteilung 

selbst vorzunehmen oder die Plausibilität einer vorliegenden Kaufpreisaufteilung zu prüfen. 

Zusätzlich enthält die Arbeitshilfe eine Anleitung für die Berechnung zur Aufteilung eines 

Grundstückskaufpreises. Welches Wertermittlungsverfahren anzuwenden ist, ist nach den 

tatsächlichen Gegebenheiten des jeweiligen Einzelfalls zu entscheiden. Die Wahl der 

Ermittlungsmethode entzieht sich dabei einer Verallgemeinerung. Ein Vorrang bestimmter 

Wertermittlungsverfahren für bestimmte Gebäudearten besteht nicht.  

 

Wenn im Kaufvertrag von den Beteiligten bereits eine Aufteilung des Kaufpreises auf Gebäude 

und Grund und Boden vorgenommen wurde, ist diese Aufteilung auch vom Finanzamt zu 

übernehmen, wenn diese Aufteilung nicht nur zum Schein getroffen wurde und nicht als 
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Gestaltungsmissbrauch anzusehen ist. Eine Korrektur der im Kaufvertrag festgelegten 

Aufteilung des Kaufpreises auf das Gebäude soll erst erforderlich sein, wenn diese die realen 

Wertverhältnisse in grundsätzlicher Weise verfehlt und wirtschaftlich nicht haltbar erscheint 

(Abweichung um 10 % oder mehr zu der Feststellung eines Gutachters). 

 

Daher ist es ratsam beim Erwerb eines Grundstücks, das zur Einkunftserzielung eingesetzt 

werden soll, bereits im Kaufvertrag anzugeben, in welchem Umfang der Kaufpreis auf den 

Grund und Boden einerseits und das Gebäude andererseits entfällt. 

 

 
14. Verlustberücksichtigung bei Beteiligung an Kapitalgesellschaften – 

Eigenkapitalersatz im Steuerrecht 

 

Angesichts der eingetrübten Lage der Wirtschaft rückt die Frage von Verlusten im Bereich von 

Kapitalgesellschaften wieder mehr in den Vordergrund. Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft 

können unter bestimmen Voraussetzungen auf die Anwendung der Abgeltungssteuer 

verzichten, dann sind 60 % der Einnahmen und auch der Werbungskosten steuerlich zu 

berücksichtigen. Dies lohnt sich immer dann, wenn (z. B. durch Fremdfinanzierung bei Kauf der 

Anteile an der Gesellschaft) die Werbungskosten höher sind als die Einnahmen. Insbesondere 

bei Verkauf, Liquidation oder auch Insolvenz der Gesellschaft kann ein steuerlich 

berücksichtigungsfähiger Verlust entstehen. Dabei wird der Erlös (im Zweifel EUR 0,00) aus 

dem Wegfall der Beteiligung mit den Anschaffungskosten der Gesellschaftsanteile verglichen, 

die Differenz ist Gewinn oder Verlust. 

 

Mit Urteil vom 11.07.2017 hat der BFH seine bisherige Rechtsprechung geändert und 

entschieden, dass seit Inkrafttreten des MoMiG ab 2009 für Inanspruchnahmen aus 

Bürgschaften für die Kapitalgesellschaft und Fremdkapitalhilfen nicht mehr auf die dargestellten 

BMF-Schreiben vom 21.10.2010 und vom 8.06.1999 zurückgegriffen werden kann. Somit 

führen diese nicht mehr zu steuerlich nutzbaren Verlusten. Aus Gründen des 

Vertrauensschutzes gilt die Änderung der Rechtsprechung aber erst für Dispositionen, die ab 

dem 27.09.2017 (Veröffentlichung des Urteils) getätigt wurden.  

 

In allen übrigen Fällen, so hat das BMF im Schreiben vom 05.04.2019 (Dok. 2019/0225994) 

klargestellt, werden im Sinne des neu geschaffenen § 17 Abs. 2a EStG Anschaffungskosten nur 

noch durch Aufwendungen begründet, die nach handelsrechtlichen Grundsätzen (§ 255 HGB) 

zu einer offenen und verdeckten Einlage in das Kapital der Gesellschaft führen – also 

insbesondere bei Nachschüssen (§§ 26 ff. GmbHG) und sonstigen Zuzahlungen (§ 272 Abs. 2 

Nr. 4 HGB) wie Einzahlungen in die Kapitalrücklage. 
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Ausfälle von Darlehen sowie von Bürgschaftsregressforderungen führen abweichend zur oben 

genannten Regelung des BFH weiterhin zu Anschaffungskosten, sofern es sich bei der 

Fremdkapitalhilfe um eine gesellschaftsrechtlich vereinbarte Zuführung durch den 

Gesellschafter in das Gesellschaftsvermögen handelt. Beispielsweise kann dies bei der 

Vereinbarung eines Rangrücktritts der Fall sein, da somit dieselben Voraussetzungen gegeben 

sind wie bei der Rückzahlung von Eigenkapital. 

 

Eine rein interne Umgliederung von freien Gewinnrücklagen in eine zweckgebundene Rücklage 

führt hingegen nicht zu nachträglichen Anschaffungskosten auf den Geschäftsanteil des 

veräußernden Gesellschafters. 

Die Regelung des § 17 Abs. 2a EStG gilt für alle Veräußerungen bzw. Auflösungen von 

Kapitalgesellschaften, die nach dem 31.07.2019 erfolgt sind. An dieser Stelle sei auf das 

Schreiben des BMF vom 07.06.2022 zur Anwendung des § 17 Abs. 2a EStG verwiesen. 

 

 

15. Die Besteuerung von Kryptowährungen im Privatvermögen 

 

Die steuerliche Behandlung von Kryptowährungen und etwas weitergehender von sogenannten 

„Tokens“ stellte lange Zeit sowohl für Anleger als auch für die Finanzverwaltung ein Problem 

dar. Das Bundesfinanzministerium konnte bereits mit seinem Schreiben vom 10.05.2022 

Klarheit schaffen und die grundlegende Systematik für beide Seiten darstellen. Mit dem BMF-

Schreiben vom 06.03.2025 wurde die Verwaltungsauffassung nun umfassend überarbeitet, 

vereinheitlicht und an neue Entwicklungen im Kryptobereich angepasst. 

 

Zunächst hat der Gesetzgeber die Einordnung virtueller Währungen in die bestehenden 

Regularien erläutert. Dabei wird deutlich gemacht, dass virtuelle Währungen digitale 

Darstellungen von Werten sind, die weder von einer Zentralbank noch von einer öffentlichen 

Stelle emittiert oder garantiert werden. Infolgedessen besitzen sie nicht den rechtlichen Status 

einer Währung. Das BMF-Schreiben fasst diese digitalen Vermögenswerte nunmehr unter dem 

einheitlichen Oberbegriff „Kryptowerte“ zusammen. Darunter fallen alle digitalen Darstellungen 

von Werten oder Rechten, die mithilfe der Distributed-Ledger-Technologie (DLT) oder ähnlicher 

Technologie übertragen und gespeichert werden können. Diese Definition ersetzt die bisherige 

Differenzierung zwischen „virtuellen Währungen“ und „sonstigen Token“. 

 

In der Systematik gleichgeblieben sind die Aussagen zur Besteuerung von Kryptowerten: Das 

BMF steht weiterhin auf dem Standpunkt, dass aus ertragsteuerlicher Sicht Kryptos im 

Allgemeinen im Sinne des § 23 Abs. 1 Nr. 2 EStG als andere Wirtschaftsgüter zu klassifizieren 
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sind. Bei der Veräußerung handelt es sich somit wie bisher um steuerpflichtige private 

Veräußerungsgeschäfte gemäß § 22 Nr. 2 i. V. m. § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG, wenn 

zwischen dem Zeitpunkt der Anschaffung und dem Zeitpunkt der Veräußerung nicht mehr als 

ein Jahr liegt. Eine Prüfung der Einkünfteerzielungsabsicht ist nicht erforderlich, da der 

Gesetzgeber diese bei Veräußerung innerhalb der Frist unterstellt. Auch nach neuem Stand 

kommt die Verlängerung der Veräußerungsfrist nach § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 4 EStG nicht 

zur Anwendung. Gewinne aus privaten Veräußerungsgeschäften bleiben jedoch gemäß § 23 

Abs. 3 Satz 5 EStG steuerfrei, wenn sie im Kalenderjahr 1.000 Euro nicht übersteigen.  

 

Wie bisher bedarf es eines Anschaffungs- und eines Veräußerungsvorgangs. Als Anschaffung 

gilt der entgeltliche Erwerb von Vermögenswerten von Dritten. Hierzu zählt insbesondere der 

Erwerb von Einheiten einer Kryptowährung oder anderer Kryptowerte im Zusammenhang mit 

der Blockerstellung („Mining“) oder vergleichbaren Tätigkeiten. Entgeltlich erworben sind auch 

alle Kryptowerte, die durch den Tausch gegen staatliche Währungen (z. B. Euro), Waren, 

Dienstleistungen oder andere Kryptowerte erlangt werden. Entsprechend stellt die 

kostenpflichtige Übertragung an Dritte eine Veräußerung dar. Der Tausch von Kryptowerte-

Einheiten gegeneinander sowie gegen staatliche Währungen (z. B. Euro), Waren und 

Dienstleistungen wird ebenfalls weiterhin als Veräußerung betrachtet. Die zu ermittelnde 

Veräußerungsfrist beginnt nach jedem Tauschvorgang neu. 

 

Eine wichtige Neuerung des Schreibens von 2025 betrifft die Bewertung und 

Kursbestimmung: 

Werden Kryptowerte gegen andere Kryptowerte getauscht, ist als Veräußerungserlös der 

hingegebenen Kryptowerte grundsätzlich der Marktkurs der erlangten Kryptowerte im 

Tauschzeitpunkt anzusetzen. Ist der Marktkurs der erlangten Kryptowerte nicht ermittelbar, darf 

nun stattdessen der Marktkurs der hingegebenen Kryptowerte herangezogen werden. Zudem 

wurde eine Nichtbeanstandungsregel eingeführt, wonach anstelle von sekundengenauen 

Transaktionskursen auch tagesdurchschnittliche Kurswerte verwendet werden können, wenn 

sie Marktkursen zugrunde liegen und eine gleichmäßige Wertermittlung gewährleisten. 

 

Darüber hinaus hat das neue BMF-Schreiben erstmals konkrete Aufzeichnungs- und 

Mitwirkungspflichten eingeführt. Steuerpflichtige müssen sämtliche Transaktionen vollständig 

und nachvollziehbar dokumentieren. Dazu gehören insbesondere Zeitpunkt, Menge, Kurs, 

Plattform, Wallet-Adresse und Bewertungsmethode (z. B. FIFO oder Einzelbewertung). Die 

Finanzverwaltung betont, dass Steuerreports von Anbietern oder Steuertools nur dann 

anerkannt werden, wenn sie vollständig und plausibel sind. Fehlen diese Nachweise, kann das 
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Finanzamt eine Schätzung nach § 162 AO vornehmen. Daher empfiehlt sich weiterhin eine 

eigene Dokumentation, etwa mittels Exporten, Screenshots oder strukturierter Tabellen. 

 

 
16.  Verzinsung von zu erstattenden Kapitalertragsteuerbeträgen 

 

Nach unionsrechtlichen Grundsätzen sind Erstattungsbeträge zur Kapitalertragsteuer gemäß 

§ 50d Abs. 1 Satz 2 i. V. m. § 43b EStG und Artikel 5 der Mutter-Tochter-Richtlinie (MTR) zu 

verzinsen, wenn einem Anteilseigner die Rückzahlung dieser Steuerbeträge vom 

Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) zu Unrecht verweigert wurde. Dies gilt insbesondere in 

Fällen, in denen die Ablehnung auf § 50d Abs. 3 EStG 2007 gestützt wurde, ohne dass konkrete 

Hinweise auf eine missbräuchliche Gestaltung im Einzelfall vorlagen. Der BFH hat in seinem 

Urteil vom 25.02.2025 entschieden, dass eine solche Vorgehensweise einen Verstoß gegen 

das Unionsrecht darstellt und daher einen Anspruch auf Zinszahlung begründet. 

 

In der Vergangenheit wurde zahlreichen ausländischen Anteilseignern durch das 

Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) die Erstattung der auf Gewinnausschüttungen 

einbehaltenen Kapitalertragsteuer verweigert. Diese Praxis verstieß jedoch nach den Urteilen 

des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) in den Rechtssachen Deister Holding und Juhlen 

Holding vom 20. Januar 2017 (C-504/16 und C-613/16) gegen das Unionsrecht. 

Nach unionsrechtlichen Grundsätzen besteht ein Anspruch auf Verzinsung, wenn die Erstattung 

der Steuerbeträge unionsrechtswidrig verweigert oder die Kapitalertragsteuer von vornherein 

unionsrechtswidrig einbehalten wurde. Die Entscheidung des Bundesfinanzhofs (BFH) dürfte 

für den Fiskus erhebliche finanzielle Auswirkungen haben. 

 

Im konkreten Fall handelte es sich bei der Klägerin um eine in Österreich ansässige 

Kapitalgesellschaft, die Anteile an einer deutschen Aktiengesellschaft (B-AG) hielt. Diese 

beantragte beim BZSt im Jahr 2009 eine Freistellungsbescheinigung, unter Berufung auf die 

Steuerfreiheit der Dividendenerträge von der B-AG nach § 43b EStG. Das BZSt lehnte den 

Antrag jedoch zunächst ab, erteilte später eine Freistellung unter Auflagen und hob diese 

schließlich wieder auf. Daraufhin behielt die B-AG bei Dividendenausschüttungen 

Kapitalertragsteuer und Solidaritätszuschlag ein. Die österreichische Gesellschaft beantragte 

anschließend die Erstattung der Steuerbeträge, die das BZSt mit Verweis auf § 50d Abs. 3 EStG 

2007 verweigerte. Erst nach den EuGH-Urteilen aus dem Jahr 2017 erstattete das BZSt die 

einbehaltenen Beträge. 

 

Die Klägerin beantragte daraufhin zusätzlich die Verzinsung der Erstattungsbeträge für den 

Zeitraum vom jeweiligen Tag des Steuereinbehalts bis zur Auszahlung des jeweiligen 
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Erstattungsbetrags. Das BZSt lehnte die Anträge ab. Der darauffolgenden Untätigkeitsklage gab 

das Finanzgericht teilweise statt und verpflichtete das BZSt, Zinsen festzusetzen. Mit ihrer 

Revision rügte die Klägerin die Verletzung materiellen Bundesrechts, soweit das Finanzgericht 

der Klage nicht stattgegeben hat. Sämtliche Erstattungsbeträge seien ab dem Tag des 

Einbehalts zu verzinsen. Das BZSt beantragte, die Revision der Klägerin als unbegründet 

zurückzuweisen. 

 

Der BFH bestätigt schließlich mit seinem Urteil, dass ein unionsrechtlicher Anspruch auf 

Verzinsung besteht und begründet seine Entscheidung mit der ständigen Rechtsprechung des 

EuGH. Nach dieser ist ein Mitgliedstaat, der Steuern unter Verstoß gegen das Unionsrecht 

erhebt, nicht nur zur Erstattung der Steuer verpflichtet, sondern auch dazu, die hierdurch 

verursachten finanziellen Nachteile durch Zinsen auszugleichen. Diese Verpflichtung ergibt sich 

unmittelbar aus dem Unionsrecht, unabhängig davon, ob die Rückforderung der Steuer auf 

einem gerichtlichen Urteil oder einem Verwaltungsverfahren, beispielsweise auf einem 

Einspruch, beruht. Entscheidend ist allein, dass die Steuer aufgrund einer unionsrechtswidrigen 

Auslegung oder Anwendung der maßgeblichen nationalen Regelungen erhoben oder 

zurückgehalten wurde. 

 

Im vorliegenden Fall lag eine unionsrechtswidrige Anwendung des § 50d Abs. 3 EStG 2007 vor. 

Das BZSt hatte die Erstattung abgelehnt, ohne selbst Umstände zu benennen, aus denen im 

Sinne eines Anfangsbeweises auf fehlende wirtschaftliche Gründe für die Einschaltung der 

Klägerin in die Beteiligungsstruktur oder auf eine Steuerhinterziehung geschlossen werden 

könnte. Diese pauschale Anwendung der Missbrauchsregelung widerspricht nach Ansicht des 

BFH den unionsrechtlichen Vorgaben der Mutter-Tochter-Richtlinie sowie der 

Niederlassungsfreiheit gemäß Artikel 49 AEUV. 

 

Hinsichtlich der Berechnung des Zinszeitraums differenzierte der BFH in seinem Urteil zwischen 

zwei Fallgruppen: Wenn die Erstattung der Kapitalertragsteuer ohne vorheriges 

Freistellungsverfahren unionsrechtswidrig verweigert wurde, beginnt der Zinslauf drei Monate 

nach Eingang eines ordnungsgemäßen Erstattungsantrags beim BZSt und endet mit dem Tag 

der Auszahlung des Erstattungsbetrags. Wurde hingegen eine bereits erteilte 

Freistellungsbescheinigung unter fehlerhafter Anwendung des § 50d Abs. 3 EStG widerrufen, 

beginnt die Verzinsung bereits mit dem Tag des Einbehalts der Kapitalertragsteuer durch die 

ausschüttende Gesellschaft. Auch hier endet der Zeitraum mit dem Tag der Auszahlung des 

Erstattungsbetrags. 
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Die Zinsen sind nach den Regelungen des § 187 Abs. 1 BGB taggenau zu berechnen. Für 

Zeiträume vor dem 01.01.2019 gilt dabei gemäß § 238 AO ein Zinssatz von 6 % jährlich. 

 

BFH, Urteil vom 25.02.2025 (VIII R 32/21)  

 

 

17. Grundfreibetrag / Unterhaltshöchstbetrag / NV-Bescheinigung 

 
Der Grundfreibetrag ist der Teil des Einkommens, der steuerfrei belassen wird. Das heißt, es 

muss keine Einkommensteuer auf diesen Betrag gezahlt werden. 

Der Grundfreibetrag in der Einkommensteuer für das Jahr 2025 beträgt EUR 12.096,00. Im Jahr 

2026 wird der Grundfreibetrag EUR 12.348,00 betragen. 

Erst ab dieser Grenze muss das Einkommen versteuert werden. Liegt das zu versteuernde 

Einkommen unter dem Grundfreibetrag und hat der Steuerpflichtige gleichzeitig Kapitalerträge 

oberhalb des Sparerpauschbetrages, sollte ein Antrag auf eine Nichtveranlagungs-

bescheinigung beim Finanzamt gestellt werden. Damit wird verhindert, dass das Kreditinstitut 

Steuern auf Kapitalerträge an das Finanzamt abführt. 

Die Nichtveranlagungsbescheinigung gilt für maximal drei Jahre. Damit erübrigt sich ein 

Freistellungsauftrag beim Kreditinstitut. Eine Ausfertigung dieser Nichtveranlagungs-

bescheinigung muss dann dem Kreditinstitut übergeben werden. Der Steuerpflichtige muss 

dennoch eine Steuererklärung abgeben, wenn das zu versteuernde Einkommen über den 

Grundfreibetrag steigt. 

 

 
18.  Geplante Aktivrente – monatlich EUR 2.000,00 steuerfrei für Rentner 

 
Am 15. Oktober 2025 hat das Bundeskabinett den Regierungsentwurf eines Gesetzes zur 

steuerlichen Förderung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern – das sogenannte 

Aktivrentengesetz – beschlossen. Ziel des Gesetzes ist es, dem anhaltenden Fachkräftemangel 

entgegenzuwirken, indem Personen im Rentenalter motiviert werden sollen, weiterhin einer 

sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung nachzugehen. Gleichzeitig soll wertvolles 

Erfahrungswissen länger in den Betrieben erhalten bleiben und personelle Engpässe 

insbesondere in arbeitsintensiven Branchen gemildert werden. 

Kernstück des Gesetzes ist die Einführung einer steuerfreien Aktivrente, die im 

Einkommensteuergesetz (neu: § 3 Nr. 21 EStG-E) verankert werden soll. Danach bleiben 

Einnahmen aus nichtselbstständiger Tätigkeit nach Erreichen der Regelaltersgrenze bis zu 

einem Betrag von EUR 24.000,00 jährlich steuerfrei, sofern es sich um 

sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse handelt. Arbeitnehmer und 
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Arbeitgeber müssen aber Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung abführen, der 

Arbeitgeber auch zur Renten- und Arbeitslosenversicherung. Für jeden Kalendermonat, in dem 

die Voraussetzungen nicht erfüllt waren, verringert sich der Steuerfreibetrag anteilig um ein 

Zwölftel. Die Regelung soll für neue wie auch bestehende Arbeitsverhältnisse gelten. 

Ein wesentlicher Punkt ist, dass der sogenannte Progressionsvorbehalt auf die steuerfreie 

Aktivrente keine Anwendung findet. Dadurch erhöht der steuerfreie Betrag nicht indirekt den 

Steuersatz für andere zu versteuernde Einkünfte. Die Steuerfreiheit kann zudem bereits im 

Lohnsteuerabzugsverfahren berücksichtigt werden, was zu unmittelbaren finanziellen Vorteilen 

für betroffene Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer führt. Ob Betroffene bereits Rente beziehen 

oder den Rentenbezug aufschieben, ist unerheblich. 

 

Nicht begünstigt sind jedoch Einkünfte aus Gewerbebetrieb, selbstständiger Arbeit sowie aus 

Land- und Forstwirtschaft. Auch Beamte und geringfügig Beschäftigte (Minijobs) profitieren nicht 

von der neuen Regelung. Diese Einschränkungen haben bereits zu verfassungsrechtlichen 

Bedenken geführt, da eine Ungleichbehandlung verschiedener Erwerbsformen vorliegt. Die 

Regelung soll bereits zum Jahreswechsel in Kraft treten. Die Gesetzesvorlage wird im 

Dezember im Bundestag beraten werden. 

 

 
19. Übungsleiterfreibetrag und Ehrenamtspauschale  

 

Der Übungsleiterfreibetrag beträgt derzeit EUR 3.000,00 und die Ehrenamtspauschale 

EUR 840,00. Diese beiden Beträge sollen ab 2026 erhöht werden auf EUR 3.300,00 und 

EUR 960,00 (lt. Stand des Kabinettsbeschlusses vom 10.09.2025). 

Der Übungsleiterfreibetrag stellt Einnahmen für bestimmte übungsleitende, ausbildende, 

erzieherische, betreuende, künstlerische und pflegerische Tätigkeiten in begrenzter Höhe 

steuerfrei. 

An die Tätigkeit werden weitere Voraussetzungen geknüpft. Es muss eine nebenberufliche 

Tätigkeit vorliegen, im Dienst einer inländischen juristischen Person des öffentlichen Rechts 

oder einer gemeinnützigen Körperschaft, mit dem Zweck, gemeinnützige, mildtätige oder 

kirchliche Zwecke zu fördern. 

Voraussetzung für die Möglichkeit der Inanspruchnahme der Übungsleiterpauschale ist also, 

dass die Tätigkeit einem pädagogischen Zweck dient, sie gemeinnützig ist und nicht mehr als 

ein Drittel der Vollzeittätigkeit ausmacht. Dabei muss keine Tätigkeit im steuerrechtlichen Sinne 

als Haupttätigkeit vorliegen. Die Übungsleiterpauschale kann auch von Rentnern, Studenten, 

Hausfrauen und Arbeitslosen in Anspruch genommen werden.  
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Liegen die Voraussetzungen vor, so können pro Person und Jahr EUR 3.000,00 steuer- und 

sozialabgabenfrei hinzuverdient werden. Der diesen Freibetrag übersteigende Teil der 

nebenberuflichen Einnahmen muss versteuert werden. 

Beispiele: Chorleiter, Sporttrainer, Jugendgruppenleiter, Lehrtätigkeit an einer Fachhochschule 

oder Kirchenmusiker. 

 

Mit der Ehrenamtspauschale haben Vereine die Möglichkeit, das Engagement ihrer Mitarbeiter 

und Helfer zu honorieren. Es muss sich dabei jedoch ausschließlich um eine nebenberufliche 

Tätigkeit im ideellen Bereich der Organisation handeln. 

Anders als beim Übungsleiterfreibetrag kann die Ehrenamtspauschale für jede ehrenamtliche 

Arbeit gewährt werden. Für die Vorstandsarbeit muss dies aber durch eine Satzungsregelung 

ausdrücklich festgelegt sein. Lediglich Amateursportler profitieren nicht vom 

Ehrenamtsfreibetrag.  

Die ehrenamtliche Tätigkeit muss bei einer gemeinnützigen, kirchlichen oder öffentlich-

rechtlichen Körperschaft ausgeübt werden. Als öffentlich-rechtliche Körperschaft gelten unter 

anderem Universitäten, Fachhochschulen, Schulen und Volkshochschulen. Eine gemeinnützige 

Körperschaft ist beispielsweise ein Sportverein, der Sportbund oder ein Sportverband. 

 
Die ehrenamtliche Tätigkeit muss im ideellen Bereich, also in der Vereinsarbeit oder in einem 

Zweckbetrieb erfolgen, d. h. der Förderung eines gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen 

Zweckes dienen. Dazu zählt zum Beispiel die Arbeit in Alten- und Pflegeheimen, im Tierschutz, 

in der Denkmalpflege, in der Jugendhilfe, in Religionsgemeinschaften oder Werkstätten für 

behinderte Menschen. 

Die Ehrenamtspauschale darf nur auf nebenberufliche Tätigkeiten angewendet werden.  

 

Verhältnis Übungsleiterfreibetrag und Ehrenamtspauschale 

Für dieselbe Tätigkeit darf neben der Übungsleiterpauschale nicht auch noch 

die Ehrenamtspauschale beansprucht werden. 

Es dürfen beide Vergünstigungen in Anspruch genommen werden, wenn es sich um 

unterschiedliche Tätigkeiten handelt, unerheblich ob diese im selben Verein oder in derselben 

Einrichtung ausgeübt werden.  
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20. Grunderwerbsteuersätze zum 01.01.2026  

 

Im Folgenden der Überblick über die Grunderwerbsteuersätze in Deutschland:  

 

 3,5 %: Bayern 

 5,0 %:  Baden-Württemberg, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt,  

           Thüringen 

 5,5 %:  Bremen, Hamburg, Sachsen  

 6,0 %:  Berlin, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern  

 6,5 %: Brandenburg, Nordrhein-Westfalen, Saarland, Schleswig-Holstein 

 
 
21.  Folgen des MoPeG für die Grunderwerbsteuer 

 

Durch das zum 01.01.2024 eingeführte Gesetz zur Modernisierung des 

Personengesellschaftsrechts (MoPeG) fällt künftig das Gesamthandsprinzip für 

Personengesellschaften weg. Ohne entsprechende Änderungen im GrEStG würde es im Falle 

von Grundstückseinbringungen und -entnahmen bei Personengesellschaften ab 2024 zum 

Anfall von Grunderwerbsteuer kommen, weil die Figur des Gesamthandsvermögens 

aufgegeben wird und damit die Befreiungen nach §§ 5, 6 GrEStG nicht mehr zwingend greifen. 

 

Um daraus resultierende Unsicherheiten in der Praxis zu verhindern, wurde im Rahmen des 

Kreditzweitmarktförderungsgesetzes der § 24 GrEStG als Übergangsvorschrift eingeführt. Darin 

ist konkret geregelt, dass rechtsfähige Personengesellschaften für Zwecke der 

Grunderwerbsteuer als Gesamthand und deren Vermögen als Gesamthandsvermögen gelten. 

Durch diese Fiktion bleiben die Steuerbefreiungen nach den §§ 5 und 6 GrEStG weiterhin 

anwendbar. Die Regelung wurde allerdings bis zum 31.12.2026 befristet. 

 

Mit dem JStG 2024 wurde mit Wirkung zum 06.12.2024 § 23 Abs. 27 eingeführt. Dieser regelt, 

dass für laufende Nachbehaltensfristen, die bis zum 31.12.2026 verwirklicht wurden, allein das 

Inkrafttreten des MoPeG nicht zu einer Verletzung dieser Fristen führt. Die Fristen gelten weiter 

und werden erst verletzt, wenn sich der Anteil am Gesellschaftsvermögen innerhalb der 

Nachbehaltensfrist vermindert. 

 

Es bleibt weiter abzuwarten, wie der Gesetzgeber bis zum Ablauf der Übergangsfrist reagiert. 

Das gilt auch für die in Planung befindliche Reform der Grunderwerbsteuer, nach der viele 

Tatbestände, insbesondere Transaktionen zwischen Gesellschaften und deren Gesellschaftern 

anders geregelt werden sollen. 
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22.  Risiko: Zweifacher Anfall von Grunderwerbsteuer beim Kauf 

grundbesitzender Gesellschaften 

 

Bei der Grunderwerbsteuer gilt das Stichtagsprinzip. Mit dem rechtsgeschäftlichen Anspruch 

auf Übereignung von Anteilen („Signing“), durch das mehr als 90 % der Anteile an einer 

grundbesitzenden Gesellschaft transferiert (§ 1 Abs. 3 Nr. 3 GrEStG) oder vereinigt (§ 1 Abs. 3 

Nr. 1 GrEStG) werden, ist der Tatbestand erfüllt und Grunderwerbsteuer entsteht. Mit dem sich 

anschließenden wirtschaftlichen Übergang der Anteile zu einem späteren Zeitpunkt („Closing“) 

ist demgegenüber der Tatbestand des § 1 Abs. 2b GrEStG erfüllt, die Grunderwerbsteuer 

entsteht damit erneut.  

 

Im Rahmen der Gesetzesbegründung zur Einführung der Regelungen für Share Deals nach 

§ 16 Abs. 4a und 5 GrEStG stellt der Gesetzgeber klar, dass der Vorrang des § 1 Abs. 2b 

GrEStG gegenüber § 1 Abs. 3 Nr. 1 GrEStG nicht gilt, wenn der Abschluss des Kaufvertrags 

(Signing) und die Übertragung der Anteile (Closing) zeitlich auseinanderfallen. In einem solchen 

Fall handelt es sich um zwei separate Erwerbsvorgänge innerhalb desselben 

Lebenssachverhalts, für die eine doppelte Besteuerung mit Grunderwerbsteuer nicht 

beabsichtigt ist. Zur Vermeidung dieser Rechtsfolge regelt § 16 Abs. 4a GrEStG deshalb, dass 

die Festsetzung der Grunderwerbsteuer nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 bzw. Nr. 3 GrEStG auf Antrag 

entsprechend zu ändern ist. 

 

Hier ist jedoch Vorsicht geboten, denn diese Regelung gilt dann nicht, wenn einer der in § 1 

Abs. 3 Nr. 1 oder Nr. 3 oder in § 1 Abs. 3a oder in § 1 Abs. 2a oder Abs. 2b GrEStG 

bezeichneten Erwerbsvorgänge nicht fristgerecht und in allen Teilen vollständig nach den §§ 18 

bis 20 GrEStG angezeigt wurde. Bitte beachten Sie, dass die Frist nach § 18 Abs. 2 GrEStG 

nur 2 Wochen beträgt und die Anzeige auch beim richtigen Finanzamt erfolgen muss. 

 

Damit kann die Doppelbelastung mit Grunderwerbsteuer insbesondere eintreten, wenn  

 keine, verfristete oder unvollständige Anzeige von Signing und/oder Closing,  

 keine Anzeige von Signing und Closing  

erfolgt. Es ist deshalb davon auszugehen, dass diese Problematik in vielen Unternehmenskauf- 

und Umstrukturierungsfällen schlummert! 

 

Ein aktueller Beschluss des BFH vom 09.07.2025 (II B 13/25) befasst sich mit diesem 

Themenbereich und beleuchtet diese Fragestellung recht ausführlich.  
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23.  Grunderwerbsteuer bei erneuter Überschreitung der 95 %-Grenze und 

fehlender Steuerbarkeit des vorausgegangenen Erwerbs 

 

Werden die Anteile an einer grundbesitzenden Gesellschaft aufgrund eines nach § 1 Abs. 3 

Nr. 1 GrEStG steuerbaren Rechtsgeschäfts in der Hand eines Erwerbers vereinigt und sinkt 

dessen Beteiligung zu einem späteren Zeitpunkt unter die nach § 1 Abs. 3 Nr. 1 GrEStG 

erforderliche Beteiligungsquote ab, unterliegt nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs ein 

Anteilserwerb, der zu einer erneuten Anteilsvereinigung in der Hand des Erwerbers führt, wieder 

der Grunderwerbsteuer. 

 

Im konkreten Fall war die Klägerin, eine GmbH, zu 94,9 % an einer grundbesitzenden 

Aktiengesellschaft (R-AG) beteiligt, während 5,1 % der Anteile einer anderen Gesellschaft (M-

GmbH) gehörten. Im Dezember 2011 erwarb die Klägerin die restlichen 5,1 % der Anteile von 

der M-GmbH und hielt damit 100 % an der R-AG. Diesen Erwerb zeigte sie beim Finanzamt an, 

das dafür Grunderwerbsteuer nach § 1 Abs. 3 Nr. 1 GrEStG festsetzte. 

 

Im Oktober 2012 wurde dieser Anteilskauf mittels Aktienrückkauf- und -abtretungsvertrag 

rückgängig gemacht: Die Klägerin übertrug die 5,1 % wieder zurück an die M-GmbH, wodurch 

ihre Beteiligung erneut auf 94,9 % sank. Für diese Rückabwicklung beantragte sie eine 

Aufhebung der Grunderwerbsteuerfestsetzung nach § 16 Abs. 2 Nr. 1 GrEStG. Das Finanzamt 

lehnte dies aber aufgrund einer angeblich verspäteten Anzeige gemäß § 16 Abs. 5 GrEStG ab. 

 

Im April 2014 wurde schließlich auch der Rückabwicklungsvertrag von 2012 aufgehoben. Die 

M-GmbH übertrug also die 5,1 % der Anteile wieder an die Klägerin, die damit abermals 100 % 

der R-AG hielt. Das Finanzamt sah in dieser erneuten Vereinigung der Anteile einen neuen 

steuerbaren Vorgang nach § 1 Abs. 3 Nr. 1 GrEStG und setzte nochmals Grunderwerbsteuer 

fest. Die Klägerin wandte sich dagegen und argumentierte, dieser Vorgang sei lediglich die 

Rückgängigmachung des vorangegangenen Anteilserwerbs, sodass nach § 16 Abs. 2 Nr. 1 

GrEStG keine Steuer anfalle. Das Finanzgericht München wies die Klage jedoch ab, da es den 

Vorgang als neuen Erwerb und nicht als Rückerwerb ansah und die Vorschrift des § 16 Abs. 2 

Nr. 1 GrEStG daher nicht für anwendbar hielt. 

 

Der BFH hob das Urteil des Finanzgerichts sowie die Steuerbescheide auf. Nach Auffassung 

des BFH lag zwar beim Vertrag vom 8. April 2014 grundsätzlich ein steuerbarer Tatbestand der 

Anteilsvereinigung nach § 1 Abs. 3 Nr. 1 GrEStG vor, da die Klägerin ihre Beteiligung durch den 

Rückerwerb wieder auf 100 % erhöhte. Der BFH stellte aber klar, dass die anschließende 
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Steuerfestsetzung aufgrund der Rückgängigmachung nach § 16 Abs. 2 Nr. 1 GrEStG 

aufzuheben ist. 

 

Der BFH begründete dies damit, dass § 16 Abs. 2 Nr. 1 GrEStG auch auf Anteilsvereinigungen 

nach § 1 Abs. 3 Nr. 1 GrEStG anwendbar ist. Entscheidend sei, dass der Rückerwerb innerhalb 

von zwei Jahren erfolge und die ursprünglichen Eigentumsverhältnisse wiederhergestellt 

würden. Es spiele dabei keine Rolle, ob der vorausgegangene Erwerb steuerbar gewesen sei 

oder nicht. Die Vorschrift wolle eine steuerliche Belastung vermeiden, wenn ein einmal 

begründeter Zustand rückgängig gemacht werde – unabhängig davon, ob der erste Vorgang 

der Grunderwerbsteuer unterlag. Der Zweck des § 16 Abs. 2 Nr. 1 GrEStG sei es, die 

Wiederherstellung des früheren Rechtszustandes steuerlich zu begünstigen und nicht doppelt 

zu belasten. 

 

Der BFH betonte zudem, dass eine frühere Anteilsvereinigung nicht dauerhaft „immunisiert“, 

wenn die Beteiligung später wieder unter die 95%-Grenze fällt. Sinkt die Beteiligung unter diese 

Schwelle, entfällt die grunderwerbsteuerrechtliche Zurechnung des Grundbesitzes an den 

Anteilseigner. Wird die Grenze später erneut überschritten, löst dies wieder einen steuerbaren 

Vorgang aus. 

 

Im Ergebnis entschied der BFH, dass die erneute Anteilsvereinigung vom 8. April 2014 zwar 

grundsätzlich steuerbar war, die Steuer aber wegen der Anwendung des § 16 Abs. 2 Nr. 1 

GrEStG aufzuheben ist. Dabei sei unerheblich, dass der vorhergehende Anteilserwerb nicht 

steuerbar war. Ebenso komme es nicht darauf an, ob dieser Erwerb ordnungsgemäß angezeigt 

wurde, da für nicht steuerbare Vorgänge keine Anzeigepflicht besteht. 

 

Hinweis zur aktuellen Rechtslage: 

Der BFH bezieht sich in seiner Entscheidung noch auf die damals geltende 95 %-Grenze. Seit 

dem 1. Juli 2021 gilt infolge der Reform des Grunderwerbsteuergesetzes (GrEStRefG) eine 

Beteiligungsschwelle von 90 %. Die Grundsätze des Urteils lassen sich aber auf die neue 

Schwelle übertragen. 

 

 

BFH, Urteil vom 07.05.2025 (II R 26/23) 
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24.  Grundsteuerreform – Grundsteuerwerte verfassungswidrig? 

 

Das Bundesmodell wird in Berlin, Brandenburg, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, 

Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen 

angewendet. Das Saarland und Sachsen nutzen auch die Bundesregelung, weichen jedoch bei 

der Höhe der Steuermesszahl ab. 

 

Folgende Bundesländer haben eigene Regelungen getroffen: Baden-Württemberg, Bayern, 

Hamburg, Hessen, Niedersachsen. 

 

Ob die Grundsteuerwerte verfassungswidrig sind, beschäftigt derzeit die Finanzgerichte und 

den BFH. Der BFH hat eine Entscheidung zur Vorlage beim Bundesverfassungsgericht bzgl. 

des Bundesmodells noch für 2025 angekündigt. 

 

Unabhängig davon hat der Gesetzgeber beim Jahressteuergesetz 2024 die Möglichkeit eines 

Nachweises eines niedrigeren gemeinen Werts für Zwecke der Grundsteuer eingeführt. Nach 

der gesetzlichen Neuregelung kann ein nachgewiesener niedrigerer gemeiner Wert allerdings 

nur dann als Grundsteuerwert angesetzt werden, wenn er erheblich von dem nach dem 

Bundesmodell ermittelten Grundsteuerwert abweicht. Von einer erheblichen Abweichung ist 

auszugehen, wenn der Grundsteuerwert (nach dem Bundesmodell) im Feststellungszeitpunkt 

den nachgewiesenen gemeinen Wert um mindestens 40 % übersteigt. Durch die 

Gesetzesänderung können beispielsweise die Mietpreisbindung bei gefördertem Wohnraum 

und/oder etwaige Denkmalschutzauflagen bei der Ermittlung des anzusetzenden 

Grundsteuerwerts berücksichtigt werden. 

 

Weitere Informationen unter www.grundsteuerreform.de 

 


